Preußiſche Geſetz ammlung 


1932 | Ausgegeben zu Berlin, den 9. Juni 1932 | Nr. 31 


(Nr. 13755.) Verordnung zur Sicherung des Haushalts. Vom 8. Juni 1932. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 


S. 458) zur Sicherung der Haushalte von Ländern und Gemeinden wird folgendes verordnet: 1? 5 
10 
Erſter Teil. Ў Ei He а 
Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge. 
8.15 
(1) Von den Dienft- und Verſorgungsbezügen der unmittelbaren Staatsbeamten, der Lehr⸗ 
perſonen im öffentlichen Schuldienſt, im Berufs⸗ und Fachſchuldienſt ſowie ſolcher mittelbaren 
Staatsbeamten, die nicht unter die Beſtimmung des 5 6 dieſer Verordnung fallen, werden mit Wir⸗ А гае 


kung vom 1. Juli 1932 ab 2% vom Hundert einbehalten. Für Ledige und kinderlos Verheiratete 
erhöht ſich der einzubehaltende Teil der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge auf 5 vom Hundert. 

(2) Zu den Dienſtbezügen im Sinne des Abſ. 1 gehören alle Geldbezüge, die den im Abſ. 1 
genannten Perſonen mit Rückſicht auf ihre hauptamtlichen oder nebenamtlichen Dienſtleiſtungen 
gezahlt werden, einſchließlich der Ausgleichszulagen, Sondervergütungen und Nebenbezüge. 

(3) Verſorgungsbezüge im Sinne des Abſ. 1 find Wartegelder, Fürſorgebezüge, Übergangs⸗ 
gelder, Übergangsgebührniſſe, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſengelder, Dienſtbezüge der unter 
Belaſſung des vollen Gehalts vom Amte enthobenen oder von ihren amtlichen Verpflichtungen 
entbundenen Beamten ſowie Kapitalabfindungen und Abfindungen, die für frühere Dienſtleiſtungen 
gewährt werden, und die auf Grund ſtatutariſcher Beſtimmungen gewährte ruhegehaltsähnliche 
Verſorgung. 

(4) Der Einbehaltung unterliegen nicht Kinderbeihilfen, Aufwandentſchädigungen, Reiſe⸗ 
koſtenvergütungen, Fahr- und Zehrkoſten, die Beſchäftigungstagegelder, Umzugsvergütungen, außer⸗ 
dem Kinderzulagen, Umzugskoſtenbeihilfen, Wohnungsbeihilfen, Dienſtaufwandentſchädigungen, 
Dienſtkleidungszuſchüſſe, Nachtdienſtzulagen, einmalige Dienſtbelohnungen und einmalige Ver⸗ 
ſorgungsbezüge der Polizeibeamten, ſoweit ſie unabhängig von den Gehaltsbezügen in einer 
beſtimmten Summe gezahlt werden, ſowie die Zulage zu den Übergangsgebührniſſen der Polizei⸗ 
beamten, das Gnadenvierteljahr, die Veteranenbeihilfen, die Vergütungen für Beamte, die zur 
Probedienſtleiſtung einberufen ſind, die Vergütungen für Beamte im Vorbereitungsdienſt bei 
Beſchäftigungsaufträgen, Vergütungen für Hilfslehrer, Fortbildungszuſchüſſe an noch nicht im 
Schuldienſt untergebrachte Schulamtsbewerber Einnen) ſowie die Unterhaltszuſchüſſe. 

(5) Soweit die einbehaltungspflichtigen Bezüge nicht aus der Staatskaſſe fließen und nicht 
ſchon auf Grund einer entſprechenden Vorſchrift zugunſten der Kaſſe einer Gemeinde (eines 
Gemeindeverbandes) oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes einbehalten werden, 
haben die Beamten und Lehrperſonen den Betrag an die Staatskaſſe abzuführen. 

(6) Die Einbehaltung iſt an den Bezügen vorzunehmen, die den Bezugsberechtigten ohne 
Rückſicht auf die Gehaltskürzungen zuſtehen würden. 

(т) Auf Notare finden die Vorſchriften dieſer Verordnung keine Anwendung. 


S 2. 
Für Ruhegehaltsempfänger, Witwen und Waiſen, deren Bezüge der Regelung nach 5 2 der 
Dritten Gehaltskürzungsverordnung unterliegen, tritt dieſe Verordnung mit Wirkung vom 
1. Oktober 1932 in Kraft. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 23. Juni 1932). 31 
Geſetzſammlung 1932. (Nr. 13 755). 


の 
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8 3. 

() Durch die Einbehaltung wird der Rechtsanſpruch der Empfänger auf die einbehaltenen 
Bezüge nicht beſeitigt. Die einbehaltenen Bezüge werden fünf Jahre nach der Fälligkeit zur Aus⸗ 
zahlung gelangen. Stirbt der Empfangsberechtigte innerhalb dieſer Zeit, ſo werden die ein⸗ 
behaltenen Bezüge an dem auf den Todestag folgenden Monatserſten ausgezahlt. 

(г) Eine Verzinſung der einbehaltenen Bezüge findet nicht ſtatt. Für die Zeit der Ein- 
behaltung ſind die Anſprüche auf die einbehaltenen Bezüge nicht abtretbar. 


S 4. 
(1) Der $ 1 gilt entſprechend für die Angeſtellten. Im übrigen bleiben die Tarif- und Einzel⸗ 
verträge in Kraft. с 
(2) Beim Ausſcheiden eines Angeftellten aus dem Staatsdienſte werden die einbehaltenen 
Bezüge an dem Monatserſten, der auf den Tag der Entlaſſung folgt, ausgezahlt. 


$ 5. 

Die Beſtimmungen finden keine Anwendung auf die Beamten der Schutzpolizei, Landjägerei, 
Kriminalpolizei und die von der Aufſichtsbehörde beſtätigten Polizeivollzugsbeamten der Gemeinden 
und Gemeindeverbände, ſoweit dies von dem Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter angeordnet wird. 


8 6. 
Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind berechtigt und verpflichtet, die ſonſtigen der 
Aufſicht des Landes unterſtehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſind berechtigt, bei den 
Dienſtbezügen ihrer Beamten und Angeſtellten die entſprechende Einbehaltung durchzuführen. 


87. 

(1) Den öffentlichrechtlichen Religionsgeſellſchaften bleibt es überlaſſen, eine den Vorſchriften 
des § 1 entſprechende Einbehaltung vorzunehmen. 

(2) Als feſte Beihilfen zur Beſoldung und Verſorgung der Pfarrer der evangeliſchen Landes⸗ 
kirchen und der katholiſchen Kirche und zur Verſorgung der Hinterbliebenen der Pfarrer der evan⸗ 
geliſchen Landeskirchen werden in Abänderung des § 1 Kapitel ХУІ des Vierten Teiles der Ver⸗ 
ordnung zur Ergänzung der Erſten und Zweiten Sparverordnung vom 14. März 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 123) aus Staatsmitteln bereitgeſtellt: 

1. für die evangeliſchen Landeskirchen 30 424 136 RAM, 
2. für die katholiſche Kirche 12 714620 % 


$ 8. 
Der Finanzminiſter und die zuſtändigen Fachminiſter ſind mit der Ausführung dieſer Ver⸗ 
ordnung beauftragt. In Zweifelsfällen entſcheidet der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
zuſtändigen Fachminiſter, insbeſondere auch darüber, welche Bezüge der Einbehaltung unterliegen. 


Zweiter Teil. 
Anderung der Hauszinsſteuerverordnung und des Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz. 
Artikel І. 


Die Vorſchriften über die Stundung und Niederſchlagung der Hauszinsſteuer für hilfs⸗ 
bedürftige Mieter, Artikel І 5 9 Abſ. 2 Ziffer La und b der Hauszinsſteuerverordnung vom 
9. März 1932 (Geſetzſamml. ©. 114), werden mit Wirkung vom 1. Juli 1932 ab aufgehoben. 
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Artikel П. 

Zur Deckung der erhöhten Unkoſten, die den Bezirksfürſorgeverbänden infolge der Auf⸗ 
hebung der Vorſchriften gemäß Artikel I durch die Fürſorge für hilfsbedürftige Mieter entſtehen, 
wird mit Wirkung vom 1. Juli 1932 ab der Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer von 47 vom 
Hundert auf 60 vom Hundert erhöht. 


Artikel Ш. 
§ 39 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 31. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 249), des Anderungsgeſetzes 1931 vom 
24. März 1931 (Geſetzſamml. S. 25) und der Anderungsverordnung 1932 vom 8. April 1932 
(Geſetzſamml. S. 161) erhält mit Wirkung vom 1. Juli 1932 ab folgende Faſſung: 
Von dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer erhalten die Stadt- und Land⸗ 
kreiſe ein Zehntel nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens; der Reſt wird nach 
Abzug eines Betrags in Höhe von 36 vom Hundert, mindeſtens aber von 128 Mil⸗ 
lionen Reichsmark, auf die Stadt- und Landkreiſe unter Zugrundelegung der Zahl 
der in der Arbeitsloſenverſicherung und der Kriſenfürſorge ſowie der laufend in 
öffentlicher Fürſorge befindlichen Hauptunterſtützungsempfänger ſchlüſſelmäßig 
verteilt. 
Der nicht zur ſchlüſſelmäßigen Verteilung auf die Stadt- und Landkreiſe де» 
langende Betrag wird zur Entſchädigung ſolcher Gemeinden und Gemeindeverbände 
verwendet, die durch die Realſteuerſperrverordnung 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 138) 
Ausfälle erleiden oder durch Wohlfahrtsausgaben in außerordentlichem Umfange 
belaſtet ſind, ſowie zur Unterſtützung notleidender Gemeinden und Gemeinde— 
verbände in den Grenzprovinzen. 


A Pkt kel IV. 

Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, Durchführungs- und Ausführungsvorſchriften 
ſowie Richtlinien für die Gewährung von Mietbeihilfen an hilfsbedürftige Mieter zu erlaſſen und 
Grundſätze für die ſchlüſſelmäßige Verteilung des Gemeindeanteils an der Hauszinsſteuer 
(Artikel III) aufzuſtellen. 


Dritter Teil. 
Einführung einer Schlachtſteuer (Schlachtſteuergeſetz). 
I. Gegenſtand der Steuer. 


8 15 
(1) Die Schlachtung von Rindvieh, Schweinen und Schafen unterliegt einer Steuer nach 
anliegendem Tarife (Steuer von Schlachtungen). の 
(2) Die Einfuhr von Fleiſch der im 9067. 1 genannten Tiere ſowie von Fleifch- und Wurſt⸗ 
waren in das Gebiet des Freiſtaats Preußen unterliegt einer Ausgleichsſteuer (§ 4 ff.). 
90 (0 Die Schlachtſteuer (Steuer von Schlachtungen und Ausgleichsſteuer) wird für den Staat 
erhoben. 


II. Steuer von Schlachtungen. 


$ 2. 
(0 Steuerpflichtig iſt, wer Tiere der im 8 1 905]. 1 genannten Art auf eigene Rechnung 
ſchlachtet oder ſchlachten läßt. 
(2) Der für die amtliche Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau oder Trichinenſchau beſtellte Be- 
ſchauer hat die ſteuerpflichtige Schlachtung vor der Tötung des Schlachtſtücks — in Fällen der 
Notſchlachtung (5 1 Abſ. 2 und З des Geſetzes, betr. die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 
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3. Juni 1900 — Reichsgeſetzbl. S. 547 —) bei der Fleiſchbeſchau 一 unter Angabe des von ihm 
ermittelten Lebendgewichts zu veranlagen. In ſolchen Fällen, in denen bei hausgeſchlachteten 
Schweinen eine Trichinenſchau nicht vorgeſchrieben iſt, hat der zur Steuerentrichtung Verpflichtete 
ſelbſt die ſteuerpflichtige Schlachtung vor der Tötung des Schlachtſtücks bei der für den Ort der 
Schlachtung zuſtändigen Schlachtſteuerſtelle unter Angabe des von ihm ermittelten Lebendgewichts 
anzumelden. 


(3) Die Schlachtſteuer iſt ſeitens des zur Steuerentrichtung Verpflichteten, ſoweit die 
Schlachtung in öffentlichen Schlachthäuſern vorgenommen wird, bei den Kaſſen derſelben vor der 
Schlachtung, im übrigen bei der für den Ort der Schlachtung zuſtändigen Schlachtſteuerſtelle binnen 
drei Tagen nach der Schlachtung zu entrichten. 


S 3. 

(1) Wird der Tierkörper eines Schlachttiers bei der Fleiſchbeſchau als genußuntauglich im 
Sinne von 8 9 oder als bedingt genußtauglich im Sinne von $ 10 des Geſetzes, betreffend die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. ©. 547) oder zwar als genuß⸗ 
tauglich, jedoch in ſeinem Nahrungs- und Genußwert als erheblich herabgeſetzt (minderwertig), 
beanſtandet (5 24 des vorgenannten Geſetzes in Verbindung mit 5 40 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu dem Geſetze, betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 
— Zentralblatt für das Deutſche Reich 1908, Beilage zu Nr. 52 — und Ziffer 19 der Verordnung 
über Abänderungen der Ausführungsbeſtimmungen zu dem genannten Geſetze vom 10. Auguſt 
1922 — Zentralblatt für das Deutſche Reich 1922 S. 477 一 ) und bezieht ſich die Beanſtandung 
nicht nur auf die Organe, ſo erfolgt im Falle der Bedingttauglichkeit oder der Minderwertigkeit 
eine Herabſetzung der Steuer auf die Hälfte, im Falle der Genußuntauglichkeit völlige Steuer⸗ 
befreiung. Beſchränkt ſich die Beanſtandung nur auf einzelne Viertel, ſo erfolgt die Herabſetzung 
bzw. die Steuerbefreiung nur für die beanſtandeten Teile. 


(2) Iſt die Steuer ſchon entrichtet, ſo hat die Schlachtſteuerſtelle den überhobenen Betrag 
zurückzuzahlen. 


III. Ausgleichsſteuer. 


S 4. 

() Steuerpflichtig iſt, wer Fleiſch von Rindvieh, Schweinen und Schafen in friſchem oder 
zubereitetem Zuſtand in das Gebiet des Freiſtaats Preußen für eigene Rechnung einführt oder 
einführen läßt. Dem zubereiteten Fleiſche ſtehen Fleiſch- und Wurſtwaren gleich. 

(2) Neben dem Steuerpflichtigen haftet der Empfänger des Fleiſches für die Steuer. 

(3) Die Steuer iſt für das über eine in Preußen gelegene Zollſtelle aus dem Zollausland 
eingeführte Fleiſch bei der Zollabfertigung zu zahlen. 

(4) Das aus einem anderen deutſchen Lande eingeführte Fleiſch hat der Steuerpflichtige 
ſpäteſtens binnen einer Woche nach der Einfuhr unter Angabe der Art und des Gewichts des 
Fleiſches bei der Schlachtſteuerſtelle (5 7 Abſ. 2) anzumelden, die für den Beſtimmungsort des 
Fleiſches zuſtändig iſt. Handelt es ſich um Fleiſch, das in friſchem Zuſtande zur gewerblichen Ver⸗ 
wendung (Verkauf, Bearbeitung oder Verarbeitung uſw.) eingeführt wird, ſo iſt die Anmeldung 
vor der Verwendung, ſpäteſtens aber an dem der Einfuhr folgenden Tage zu erſtatten. Die Steuer 
iſt bei der Anmeldung zu entrichten. Die Anmeldung und Zahlung kann der Einbringer auch bei 
der erſten, ihm am Wege liegenden Schlachtſteuerſtelle bewirken. Der nach Abſ. 2 für die Steuer 
haftende Empfänger hat ſpäteſtens binnen zehn Tagen nach Eingang der Sendung der zuſtändigen 
Schlachtſteuerſtelle ſeines Wohnorts oder Aufenthaltsorts die Art und das Gewicht der Sendung 
anzuzeigen und die Steuer zu zahlen, falls er nicht auf Grund der ihm vorgelegten Quittungen 
oder ſonſtigen Unterlagen annehmen kann, daß der Steuerpflichtige innerhalb der im Satze 1 vor⸗ 
geſchriebenen Friſten die Steuer entrichtet hat. 

(5) Eine Stundung oder ein Aufſchub der Ausgleichsſteuer findet nicht ан. 
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5 5. 

() Die Ausgleichsſteuer beträgt für Fleiſch in friſchem Zuſtande 10 ul, für Fleiſch in zu⸗ 
bereitetem Zuſtande 12 Лир und für Fleiſch⸗ und Wurſtwaren 15 % für 1 kg. 

(2) Bei Fleiſch und bei Fleifch- und Wurſtwaren, die von der Lebensmittelpolizei beanſtandet 
ſind, iſt die Steuer zurückzuerſtatten, und zwar in voller Höhe, wenn die beanſtandeten Fleiſchteile 
oder Fleiſch⸗ und Wurſtwaren unſchädlich zu beſeitigen ſind, in halber Höhe, wenn ihr Verkauf 
oder ihre Verwertung unter ausreichender Kenntlichmachung zugelaſſen worden iſt. 


$ 6. 
(1) Steuerfrei iſt: 
1. das unter Beachtung der vorgeſchriebenen Überwachungsmaßnahmen durch Preußen 
durchgeführte Fleiſch; 
2. das aus anderen deutſchen Ländern nicht zur gewerblichen Verwendung eingeführte 
Fleiſch, wenn die eingeführte Menge im Einzelfall im ganzen nicht mehr als 
2 kg beträgt. n 
(2) Der Finanzminiſter if ermächtigt, die in Ziffer 2 feſtgeſetzte Gewichtsgrenze herabzuſetzen 
oder die Steuerfreiheit völlig auszuſchließen. 


IV. Verwaltung der Steuer. 


ST. 

(1) Die örtliche Verwaltung der Schlachtſteuer obliegt den Schlachtſteuerſtellen. 

(2) Schlachtſteuerſtellen find in Stadtkreiſen der Magiſtrat, in Landkreiſen der Kreisausſchuß. 
Der Kreisausſchuß bedient ſich nach näherer Anordnung der Ausführungsbeſtimmungen der 
Gemeindevorſtände als Hilfsſtellen. 

(8) Der Finanzminiſter kann auch die Vorſtände kreisangehöriger Gemeinden zu Schlacht⸗ 
ſteuerſtellen für ihren Bezirk beſtellen. 

(0 Für das über eine in Preußen gelegene Zollſtelle aus dem Zollausland eingeführte Fleiſch 
ſind die Zollbehörden Schlachtſteuerſtellen. 


S 8. 

Auf die Verwaltung der Steuer finden die für Verbrauchsſteuern geltenden Vorſchriften der 
Reichsabgabenordnung mit folgenden Maßgaben ſinngemäß Anwendung: 

1. An die Stelle der Finanzämter treten die Schlachtſteuerſtellen. 

2. An die Stelle der Landesfinanzämter treten die Regierungspräſidenten, ſoweit nicht gemäß 
S 7 Abf. 4 die Verwaltung der Ausgleichsſteuer den Zollbehörden obliegt. 

3. Die oberſte Leitung ſteht unbeſchadet der Vorſchrift des § 19 der Reichsabgabenordnung 
dem Finanzminiſter zu. Er hat die Befugniſſe, die in der Reichsabgabenordnung dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen oder der Reichsregierung beigelegt ſind; die dort vorgeſehene Zuſtimmung 
des Reichsrats fällt fort. Der Finanzminiſter hat ſich vor dem Erlaſſe von Durchführungs⸗ 
beſtimmungen und Ausführungsbeſtimmungen mit dem Miniſter für Handel und Gewerbe und 
mit dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ins Benehmen zu ſetzen. 

4. Die auf das Reich bezüglichen Vorſchriften gelten für den Staat. 

5. Der Steueraufſicht unterliegt, wer Schlachtungen vornimmt oder vornehmen läßt oder 
Fleiſch einführt. 

6. Die Steuer unterliegt unbeſchadet der Vorſchrift im § 6 der Reichsabgabenordnung der 
Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren nach der Verordnung vom 15. November 1899 
(Geſetzſamml. S. 545). 

7. Die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz entfällt, wenn dieſelbe Hand⸗ 
lung nach den Vorſchriften der Geſetze über Zölle oder Einfuhrverbote ſtrafbar iſt. 
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8 9. 
Für die örtliche Verwaltung der Steuer wird den Kreiſen und Gemeinden eine Vergütung 
von 4 vom Hundert des örtlichen Aufkommens gewährt. Die Verteilung zwiſchen Landkreis und 
Gemeinde wird durch die Ausführungsbeſtimmungen geregelt. 


V. Schlußbeſtimmungen. 
5 10. 

(1) Die Inhaber von Läden und ſonſtigen Verkaufsſtellen, in denen Fleiſch oder Fleiſch⸗ und 
Wurſtwaren gewerbsmäßig verkauft werden, ſind verpflichtet, bis ſpäteſtens 30. Juni 1932 den 
anliegenden Tarif nebſt Anmerkungen an einer leicht ſichtbaren Stelle und in einer für jeden 
Käufer lesbaren Schrift im Laden oder in der Verkaufsſtelle anzuſchlagen. 

(г) Die Nichterfüllung der im 9061. 1 ausgeſprochenen Verpflichtung unterliegt einer Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 500 AM. 

S 11. 

(1) Die Schlachtſteuer darf dem Erwevber des ausgeſchlachteten Fleiſches nicht geſondert neben 
dem Entgelt in Rechnung geſtellt werden. 

(2) Perſonen, die der vorſtehenden Beſtimmung zuwiderhandeln, werden mit Geldſtrafe bis 
zu 5000 RM beſtraft. 

§ 12. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, beim Reichsminiſter der Finanzen gemäß § 18 Nr. 2, 
$ 52 Abf. 4 Reichsabgabenordnung zu beantragen, daß die in dieſem Geſetze den Zollbehörden, den 
Landesfinanzämtern und dem Reichsfinanzhofe zugewieſenen Geſchäfte dieſen Stellen übertragen 
werden. 

§ 13. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Schlachtungen von Schweinen für den Verbrauch im 
eigenen Haushalte (Hausſchlachtungen) von der Steuer von Schlachtungen ganz oder zum Teil 
zu befreien. 

8 14. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Miniſter für Handel und Ge⸗ 
werbe und dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten für Fleiſch, das gewerbsmäßig 
aus Preußen ausgeführt wird, eine Erſtattung oder Befreiung von der Steuer von Schlachtungen 
vorzuſehen. 

S 15. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Miniſter für Handel und Ge⸗ 
werbe und dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten für Schlachtungen, die in 
Grenzorten vorgenommen werden, Ausnahmebeſtimmungen zu treffen. 


8 16. 
Die vorſtehende Verordnung tritt am 1. Juli 1932 in Kraft. 


Berlin, den 8. Juni 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Miniſterpräſidenten: 
Hirtſiefer. Severing. Steiger. Schreiber. 
Schmidt. Grimme. Klepper. 
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Anlage. 
Tarif. 
Die Schlachtſteuer beträgt: 
1. für einen Ochſen mit einem Lebendgewichte von 400 kg an bis zu 750 kg 
gebe,, ß SELER 30.— AM 
О Ка 36.— „ 


Schlachtungen von Ochſen mit einem Lebendgewichte von weniger als 400 kg 
ſind nach Tarifnummer 3 zu verſteuern. 
2. für ein Kalb (Jungrinder unter 3 Monate alt bis zu einem Höchſtgewichte von 100 kg) 4.— „ 
Schlachtungen von Kälbern mit einem Lebendgewichte von weniger als 40 kg 
ſind ſteuerfrei. 


3. für eine Magerkuh mit mehr als 3 Hornringen, unabhängig vom Gewicht.... 7.— „ 
für ein ſonſtiges Stück Rindvieh mit einem Lebendgewichte bis zu 350 kg (aus⸗ 
ſchließic r аа аа Se 10.— „ 
von 350 Eg an bis zu 600 (ausſchließlich;)), 16.— „ 
von 600 und ео 22.— „ 


4. für ein Schwein 
a) bei Schlachtungen für den Gebrauch im eigenen Haushalte (Hausſchlachtungen) 2.— „ 


von 30 ke an царскае ад фер). 2... t 5.— „ 
n es usſchließichch!!h аа 8.— „ 
ü “““! ⁵mm . N 10; 


5. für ein Schaf mit einem Lebendgewichte von 20 und mehr kg.. 1.50 


Schlachtungen von Schafen mit einem Lebendgewichte von weniger als 20 kg 
ſind ſteuerfrei. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin. 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 


Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,— RM. vierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen erden; 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 
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